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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Mit Beginn des russischen Angriffskriegs in der Ukraine Ende Februar 2022 und der
Übernahme der EU-Sanktionspakete durch die Schweiz entspann sich innerhalb des
Landes eine Grundsatzdebatte über die Ausgestaltung der Schweizer Neutralität.
Mittendrin in dieser Debatte stand Bundespräsident und Aussenminister Ignazio Cassis.
Zwar sei die Übernahme der EU-Sanktionen «ein einmaliger Schritt der Schweiz»
gewesen, erklärte Cassis den Medienschaffenden Anfang März, doch das
Neutralitätsrecht werde dadurch nicht tangiert. Das war zwar unbestritten, doch im
Ausland wurde diese neue Ausrichtung der «Neutralitätspolitik» vielerorts als Aufgabe
der traditionsreichen Neutralität verstanden. Im Interview mit der NZZ verteidigte der
Aussenminister den Bundesrat gegen den Vorwurf, dass dieser die Sanktionen nur
aufgrund des steigenden internationalen Drucks umgesetzt habe. Dabei gab Bundesrat
Cassis auch einen Einblick in seine Auffassung des Begriffs «Neutralität», wobei er
zwischen Neutralitätsrecht und Neutralitätspolitik unterschied: Für ihn sei das
Neutralitätsrecht völkerrechtlich klar definiert, indem es den Export von Waffen an
kriegsführende Staaten untersage. Bei der Neutralitätspolitik gehe es jedoch darum,
wie die Schweiz ihre Werte wie Freiheit, Demokratie und Völkerrecht unter einer
neutralen Position vereinen könne. Dieser Aushandlungsprozess ergebe von Fall zu Fall
andere Ergebnisse. Für Cassis war klar: «Neutralität heisst nicht Gleichgültigkeit,
sondern dass wir gegenüber anderen Ländern militärisch nicht Partei ergreifen.» Ganz
anders fiel indes die Einschätzung von Alt-Bundesrat Christoph Blocher zur Übernahme
der EU-Sanktionen in der NZZ aus. Er bezichtigte die Schweiz, mit der
Sanktionsübernahme zur Kriegspartei geworden zu sein, da sie als neutraler Staat nicht
Partei ergreifen dürfe. Noch einmal anders äusserte sich ein weiterer SVP-Alt-
Bundesrat – Adolf Ogi. Er argumentierte, dass sich die Schweiz nicht mehr hinter der
Neutralität verstecken könne und klarmachen müsse, «dass wir auf der Seite der
Menschenrechte stehen».

Ende März schickte sich Cassis an, die Missverständnisse in Bezug auf die Schweizer
Neutralität ein für alle Mal aus der Welt zu schaffen und gab innerhalb des EDA einen
Bericht zur Neutralität in Auftrag. Der letzte offizielle Bericht dieser Art stammte aus
dem Jahr 1993, die neue Version sollte noch vor Sommer 2022 veröffentlicht werden. 
Mit dem WEF stand Ende Mai ein aussenpolitisch höchst brisanter Anlass auf dem
Programm. Nicht nur stand der erste Tag des Treffens ganz im Zeichen des
Ukrainekriegs, auch der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj nahm mittels einer
Videoansprache daran teil. Bundespräsident Cassis nutzte seine Eröffnungsrede dazu,
der Weltöffentlichkeit die aktuelle Auslegung der Schweizer Neutralitätspolitik zu
erklären. Er bezeichnete die Haltung der Schweiz als «kooperative Neutralität», eine
Wortschöpfung, die gemäss Cassis vermitteln soll, dass sich die Schweiz für
gemeinsame Grundwerte und Friedensbemühungen einsetzt. Für diesen Alleingang
– Cassis erklärte gegenüber den Medien, dass der Begriff «relativ spontan entstanden»
sei – erntete der Aussenminister in den folgenden Tagen Lob und Kritik. Der Tages-
Anzeiger schrieb, dass die Schweiz keine neuen Adjektive brauche, insbesondere weil
Cassis selber eingestanden habe, dass die kooperative Neutralität für die Schweiz
nichts Neues sei. In der NZZ wurde Cassis hingegen dafür gelobt, eine «echte
Diskussion über die Neutralität» lanciert zu haben. SP-Fraktionspräsident Roger
Nordmann (sp, VD) verlangte im Sonntagsblick eine «saubere Auslegeordnung» und eine
klare Unterscheidung zwischen Neutralitätsrecht – die völkerrechtlich festgelegten
Verpflichtungen – und Neutralitätspolitik – die politische Handhabung von Fragen, die
nicht die militärische Neutralität betreffen. Er forderte eine engere Kooperation mit
der EU im Rahmen ihrer Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik. Sein
Parteikollege Fabian Molina (sp, ZH) schlug hingegen vor, den Begriff der «kooperativen
Neutralität» durch eine Kooperation mit den restlichen neutralen Staaten Europas zu
institutionalisieren. 

Der angekündigte Neutralitätsbericht des EDA erschien entgegen den Ankündigungen
von Departementsvorsteher Cassis nicht vor dem Sommer. Im September und Oktober
wurden daher die Parteien aktiv, namentlich die SVP und die SP. Die SP bezog in einem
Anfang September publizierten Positionspapier Stellung zur Auslegung der Schweizer
Neutralität. Darin sprach sie sich für die Weiterführung der Neutralität aus, forderte
aber zugleich ein «Update». Die Partei verlangte unter anderem eine engere
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Zusammenarbeit mit der EU zur Erhaltung der europäischen Souveränität; eine
Reduktion der Auslandsabhängigkeit in der Energieversorgung und bei essenziellen
Gütern; einen proaktiven Kampf gegen globale Oligarchen; ein erhöhtes Engagement für
Friedensförderung, ohne internationalen Bündnissen wie der NATO beizutreten; sowie
restriktive Exportgesetze für militärische Güter. 
Unterstützt durch Christoph Blocher und weitere prominente Parteimitglieder wie
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Walter Wobmann (svp, SO) lancierte die neu gegründete
Vereinigung «Pro Schweiz» Mitte Oktober eine Volksinitiative. Diese sollte eine
bewaffnete immerwährende Neutralität in der Verfassung verankern.
Wirtschaftssanktionen und andere Zwangsmassnahmen wie Ausreiseverbote gegen
kriegsführende Staaten wären gemäss Initiativtext verboten. 

Am 6. September zitierte LeTemps aus dem durchgesickerten Entwurf des
Neutralitätsberichts, der dann doch schon im Sommer an die Medien gelangt war. In
diesem würden fünf Varianten einer zeitgemässen Neutralitätskonzeption geprüft.
Cassis habe den Gesamtbundesrat aber bis anhin nicht von seiner Idee der
«kooperativen Neutralität» zu überzeugen vermocht. Einer der Hauptstreitpunkte im
Bundesrat sei gemäss LeTemps die Wiederausfuhr von Kriegsmaterial, das bereits an
andere Länder geliefert wurde. Cassis plädierte dafür, eine Wiederausfuhr unter
bestimmten Auflagen zu bewilligen, was bei den SP- und SVP-Bundesratsmitgliedern auf
Widerstand gestossen sein soll. 
Tags darauf gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass die im
Neutralitätsbericht von 1993 definierte Neutralitätspolitik weiterhin ihre Gültigkeit
behalte. Diese lasse der Schweiz einen «hinreichend grossen Handlungsspielraum», um
auf den Ukraine-Krieg und dessen Folgen zu reagieren. Das habe der Bundesrat bei der
Beratung des Neutralitätsberichts, welcher in Erfüllung des Postulats der APK-SR (Po.
22.3385) erstellt worden sei, beschlossen. Der Bericht sollte gestützt auf die
Aussprache angepasst und im Herbst vom Bundesrat verabschiedet werden. Damit gab
die Regierung auch zu verstehen, dass der Entwurf des Neutralitätsberichts von
Bundespräsident Cassis keine Mehrheit gefunden hatte. Stattdessen wolle sie im
Folgejahr im Rahmen der nächsten aussenpolitischen Strategie eine Auslegeordnung
vornehmen, die auch die Neutralitätspolitik abdecken soll. 
Die Ablehnung der «kooperativen Neutralität» wurde in der Öffentlichkeit als «herbe
Niederlage» (Republik) des Aussenministers wahrgenommen und teilweise mit Häme
bedacht. Die Republik mutmasste, dass der Bundesrat dem Ausland damit signalisieren
wolle, dass sich die Schweizer Neutralität trotz Ukraine-Krieg nicht grundlegend
verändert habe. Zudem versuche man wohl, der Neutralitätsinitiative von Pro Schweiz
keinen Nährboden zu bieten. Nationalrätin Christa Markwalder (fdp, BE) hingegen kam
ihrem Parteikollegen zu Hilfe und kritisierte die fehlende Kollegialität im Gremium. Sie
warf den Bundesratsmitgliedern zudem vor, sich zu verhalten, als ob sich die Welt nicht
verändert habe. 1

Beziehungen zur EU

Ab Anfang April 2021 begann es rund um die Verhandlung des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU immer stärker zu brodeln. Der NZZ lagen Briefe zweier
Mitte-Kantonalsektionen (Genf und Basel) vor, in welchen Parteipräsident Gerhard
Pfister (mitte, ZG) harsch für seine kritischen Äusserungen zum Rahmenabkommen
kritisiert wurde. Gleichentags äusserte sich Christa Markwalder (fdp, BE) in einem
Gastkommentar in der NZZ zum Rahmenabkommen und drohte dem Bundesrat gar,
dass das Parlament bei den anstehenden Gesamterneuerungswahlen 2023 im Fall eines
Scheiterns die Vertrauensfrage stellen müsse. Sie verlangte die Unterzeichnung des
Abkommens, damit dieses zuerst dem Parlament und später möglicherweise im
Rahmen eines fakultativen Staatsvertragsreferendums der Stimmbevölkerung vorgelegt
werden könne. Kurz darauf kam Bewegung in die seit längerem festgefahrenen
Verhandlungen zwischen Bundesbern und Brüssel, als bekannt wurde, dass für den 23.
April ein Treffen zwischen Bundespräsident Guy Parmelin und EU-
Kommissionspräsidentin von der Leyen angesetzt worden war. In den Verhandlungen
über die strittigen Punkte Lohnschutz, Unionsbürgerrichtlinie und staatliche Beihilfen
waren sich die beiden Parteien seit November 2020 nicht näher gekommen, berichtete
die NZZ, weshalb man in Brüssel wenig Erwartungen an den Besuch knüpfe. Wie La
Liberté und auch die NZZ berichteten, hatte sich der Bundesrat in letzter Zeit auch mit
Alternativen zum Rahmenabkommen befasst. Möglich wäre die Auszahlung der
blockierten Kohäsionsmilliarde oder eine Aktualisierung des Freihandelsabkommens
von 1972 anstelle der bilateralen Abkommen, wie das die damalige Ständerätin Karin
Keller-Sutter (fdp, SG) bereits 2013 mittels Postulat hatte prüfen lassen. Am 16. April

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.04.2021
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



berichteten SRG-Medien über ein Sitzungsprotokoll der EU-Kommission, aus dem eine
gewisse Verärgerung herauszulesen sei. Die Kommission störte sich daran, dass der
Bundesrat «unwillig oder nicht in der Lage» sei, das Rahmenabkommen zu
unterzeichnen, und im Verlaufe der Verhandlung keine eigenen Textentwürfe zu den
geforderten Klarstellungen präsentiert habe. Nach Darstellung der Kommission sei die
EU der Schweiz in Bezug auf die Staatsbeihilfen und die flankierenden Massnahmen
sehr entgegengekommen, während sich bei der Unionsbürgerrichtlinie keine Einigung
abzeichnete. Die überraschende Entscheidung des Bundesrats am 17. April, dass Guy
Parmelin alleine nach Brüssel reisen werde, sorgte in der Medienlandschaft für
Ernüchterung. Ignazio Cassis versuchte seine Nicht-Teilnahme am Gespräch mit
protokollarischen Gründen zu erklären, wonach Ursula von der Leyen die Angelegenheit
als Präsidialsache erachte. In den Medien schien damit der letzte Funke Hoffnung
ausgelöscht worden zu sein. «Ohne Cassis und ohne Plan B nach Brüssel», titelte die
Aargauer Zeitung und die NZZ schrieb die Verhandlungen mit der Aussage «Alles deutet
auf ein Scheitern hin» bereits im Voraus ab. 
Hauptgrund für die pessimistischen Aussichten war die Unionsbürgerrichtlinie, bei der
die EU der Schweiz gegenüber keine Zugeständnisse machen wollte. Zudem wurde
bekannt, dass ein angedachter Schweizer Plan B, also die Auszahlung der
Kohäsionsmilliarde und die Aktualisierung des Freihandelsabkommens von 1972, im
Bundesrat krachend gescheitert waren. Besonders Ignazio Cassis musste sich in der
Folge öffentliche Kritik und Häme gefallen lassen. Der Tages-Anzeiger konstatierte, dass
der vielgereiste Aussenminister es in dreieinhalb Jahren nie nach Brüssel geschafft
habe, und der Blick bezeichnete die Nichtmitnahme von «Draussenminister Cassis» als
«Demütigung sondergleichen». Rückendeckung erhielt Cassis nur von seiner
Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), welche sich in der NZZ und der AZ vom
Gesamtbundesrat enttäuscht zeigte und dabei vor allem die SP- und SVP-Bundesräte in
die Pflicht nahm. Laut AZ war es dem Bundesrat auch in seiner zweiten Krisensitzung
nicht gelungen, das Mandat Parmelins für das Gespräch mit von der Leyen zu
konkretisieren. Grundsätzlich gehe es dem Bundesrat beim Besuch darum auszuloten,
ob es überhaupt noch Spielraum für eine politische Lösung gebe, so die AZ weiter.
Unterdessen formulierten vermehrt Wirtschaftsakteure und die Kantone ihre konkreten
Erwartungshaltungen an den Bundesrat. So stärkten die Industrie- und
Handelskammern von 25 Kantonen dem Bundesrat zwar den Rücken, forderten aber
auch, die Klärungen mit der EU rasch abzuschliessen und das institutionelle Abkommen
dem Parlament vorzulegen. Der nationale Netzbetreiber Swissgrid hoffte ebenfalls auf
eine baldige Einigung, da ansonsten auch das Stromabkommen mit der EU zum
Scheitern verurteilt sei, wie Swissgrid in der NZZ verlauten liess. 2
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